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Kultur der Riesenzwerge 
 
Es war nicht anders zu erwarten: Die Mainau erhält die Genehmigung, das Palmen-
haus bis zum 31.12.2016 ganzjährig zu benutzen. Es muss also nicht mehr im Som-
mer abgebaut werden. Nicht genug, es soll sowohl als Pflanzenschauhaus als auch 
als Ausstellungs- und Veranstaltungsraum einschließlich gastronomischer Nutzung 
betrieben werden können. Da werden die Palmen als Vorwand benutzt, um ganz 
andere, gewinnträchtige Pläne durchzusetzen. 
Das sommerliche Abbauen war auch bisher eher die Ausnahme, da die Mainauver-
waltung immer überzeugend darstellen konnte, dass das „aus persönlichen, techni-
schen und wirtschaftlichen Gründen“ unzumutbar sei. 
Der Antrag zur Änderung des Bebauungsplans wird damit begründet, dass ein Alter-
nativstandort ausgeschlossen sei, die alten Palmen ohnehin nicht versetzt werden 
können. Außerdem sei das Ab- und Aufbauen viel zu kostenträchtig, das Palmen-
haus der einzige große Veranstaltungsraum auf der Insel und der ganzjährige Be-
trieb mit Gastronomie notwendig zur Existenzsicherung. 
Ja, wer will schon die Existenz der Mainau gefährden? Und so sind auch alle Gutach-
ten und die Stadtverwaltung eifrig bemüht, dem notleidenden touristischen Highlight 
zu helfen. Als „Ausgleichsmaßnahme“ wird vorgeschlagen, die offenbar früher vor-
handenen Sichtachsen zum Überlingersee wieder herzustellen. Ausgleichsmaßnah-
me? 
Bei soviel Verständnis für den „Vorhabenträger“ werden die Bedenken des Landes-
denkmalamtes marginalisiert. Es führt an, dass das Palmenhaus in dieser Stelle das 
einmalige Ensemble (Schloss, Schlosskirche und Italienischer Rosengarten) im Er-
scheinungsbild erheblich beeinträchtige. Das ist u.E. amtlich sachlich ausgedrückt, 
aber eher mutlos.  
Wir finden das Palmenhaus in seinen derzeitigen Dimensionen und an dieser Stelle 
schlicht eine Barbarei. Es ist als Einzelbauwerk sicher gut gemacht, aber es gehört 
dort einfach nicht hin. Der liebevoll gepflegte Rosengarten mit seiner schönen Ter-
rassierung zum Schloss hin lebt von der Ausgewogenheit der Schloss- und Kirchen-
kulisse. Dieses Ensemble ist jetzt ruiniert. Offenbar ist das Gespür für die Einmalig-
keit dieser Schöpfung völlig verlorengegangen, bzw. wird ökonomischen Vorteilen 
geopfert. 
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Das Anpflanzen von Exoten an dieser Stelle war schon im 19. Jahrhundert ein Feh-
ler. Spätestens am Ende des Zweiten Weltkrieges, als nur noch wenige Pflanzen ü-
berlebt hatten, wäre der Zeitpunkt zum Verlegen des Exotengartens richtig gewesen. 
Stattdessen wurden mit dem Wachstum – eher hilflos- immer größere Umhüllungen 
gebaut. Ein mutiger Schritt wäre nötig! 
Vernünftig wäre z.B., die Halle an anderer Stelle aufzubauen und die großen Palmen 
im Winter einzeln zu ummanteln. 

Manfred Heier 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
Die SPD möchte noch eine Fußgängerbrücke  über den Rhein, direkt neben der  
Alten Rheinbrücke. 
Auf der Südseite soll sie im Rheintorturm münden, im Norden irgendwie beim Nep-
tun.  
Tolle Idee, nicht ohne Romantik, dazu presse- und öffentlichkeitswirksam! 
Warum nur wollen die Genossen jetzt das sicher 10-fache ausgeben, statt unseren 
alten Vorschlag eines an die alten Rheinbrücke angehängten Fußgängersteges zu 
unterstützen?  
Selbst dieser fand bisher beim OB keine Gnade – aus Kostengründen! 
Bei den Haushaltsberatungen im Dezember wurde das Thema wiederum verscho-
ben. Die Stadt will erst abwarten, ob die Niederburg ab 2008 oder spätestens 2009 
Sanierungsgebiet wird! 
Also Geduld, Geduld, liebe Niederbürgler! 

Manfred Heier 
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Wenn es die Erde nicht mehr gibt  .... 
 
Der Klimawandel sollte noch schnelleres Umdenken und vor allem Handeln zur Folge 
haben! 
 
Die Meldungen in den letzten Tagen überschlagen sich; alle unterhalten sich dar-
über: das Wetter ist doch nicht mehr normal. Nein, das ist es nicht mehr. Oder wie es 
diese Tage auch im Südkurier zu lesen war: das Klima ist aus dem Tritt. Und zwar 
gewaltig. Konnten die extrem warmen Temperaturen bislang immer noch mit Anoma-
litäten, die es aber immer schon gegeben habe, erklärt werden, melden sich jetzt 
Studien und Kommissionen, allen voran die EU-Kommission, zu Wort. Der Klima-
wandel ist in vollem Gange und wenn wirklich schlimme Folgen für Mensch und Na-
tur abgewendet werden sollen, dann muss noch viel schneller und drastischer ge-
handelt werden, als das bislang viele wahrhaben wollten. 15 Prozent Reduktion des 
Klimakillers CO2 sofort und eine Reduktion um 50 Prozent bis 2050 (SK vom 10. Ja-
nuar 2007). 
Auch Al Gore versucht es zu verkünden. Sein gesamtes Arbeitsleben hat der ehema-
lige Vizepräsident der USA mittlerweile dem Thema Klimawandel gewidmet; er hat 
den Film „Eine unbequeme Wahrheit“ gedreht. Und immer noch passiert viel zu we-
nig. Wer in diesem Film war, dem ist es danach schlecht. Er sollte Pflicht für jede 
Schulklasse, für jeden Gemeinderat, für den Landtag und den Bundestag sowieso 
sein. Grundaussage des Filmes, der unzählige (gesicherte) Daten präsentiert: wenn 
wir jetzt nicht handeln, haben unsere Kinder diese Erde irgendwann nicht mehr .... 
Auf welcher Ebene kann nun gehandelt werden? Auf lokaler natürlich! Hier wird Auto 
gefahren, geheizt, unnötig das Licht angelassen, Energie verschlingende Eisbahnen 
in den Innenstädten bei Temperaturen bis zu 16 (plus, !) Grad aufrecht erhalten. Ein 
Irrsinn! Dem Vorstoß der FGL, man möge in den städtischen Gebäuden noch mehr 
Anreize zum Energiesparen schaffen, wurde beschieden: die Hausmeister seien ge-
schult, sie achteten intensiv auf das Energiesparen. Nun, in den städtischen Gebäu-
den, in denen ich mich aufhalte, kann ich das nicht bestätigen. Da laufen die Heizun-
gen selbst bei diesen milden Temperaturen in den Gängen (!) auf Hochtouren. Da 
werden in Lehrerzimmern bis zu 30 Lampen bei hellichtem Tag angelassen, da lässt 
man Busse bei Wartezeiten laufen und und und. Alles kleine Beispiele, aber in der 
Summe zeigt das, dass noch kaum jemand auf den Klimawandel reagiert oder dass 
jeder denkt, der Klimawandel finde in de Nachbarstadt statt, aber nicht bei uns. Die 
Menschen vor Ort sind die Energieverbraucher. Durch ihr Verhalten können sie  
Energie einsparen oder auch nicht. 
Viel wird getan, wie jetzt das Umrüsten der städtischen Busse zeigt. Doch: es reicht 
nicht. Der Klimawandel ist noch nicht in unseren Köpfen angekommen. Meine Kinder 
fragen mich jeden Tag, wann es denn nun Schnee gibt .... 

 
 

Anne Mühlhäußer 
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Kein Märchen – Leider 
 
Es war einmal, vor gar nicht allzu langer Zeit, da trugen viele redliche Leute ihre 
Scherflein zusammen, denn sie wollten sich ein schönes Zuhause schaffen. Ein 
Haus für sich allein konnten sie sich nicht leisten, daher dachten sie, gemeinsam sind 
wir stärker und gründeten einen Verein (heute Genossenschaft). Sie wählten einen 
kleinen König und dessen Hofstaat und vertrauten ihm ihr Erspartes an, damit er in 
ihrem Sinne damit umgehen möge. So begab es sich schon anno 1940, dass 116 
Wohnungen mit schönen, großen Gärten in einer grünen Au geschaffen werden 
konnte. 
Alle freuten sich sehr und nannten ihre Strasse fortan „Austraße“.  
Hier lebten sie nun glücklich und zufrieden lange Jahre, pflanzten Gemüse und Blu-
men und feierten viele lustige Gartenfeste. Da der Mietzins recht niedrig war, steck-
ten sie, was vom Lohn übrig blieb, in ihre Wohnungen und so entstanden aus den 
einst einfachen vier Wänden wunderschöne, bewohnergerechte Behausungen. Es 
war so schön in dieser Gemeinschaft, dass viele Kinder und Kindeskinder heute noch 
hier leben. 
 
Eines Tages wurde ein neuer kleiner König gewählt und auch der Hofstaat verän-
derte sich. Die Bewohner wollten, dass ihre Häuser von außen auch so schön aus-
sähen wie drinnen, es passierte nichts. Der neue kleine König sprach nicht mit sei-
nen Mietern, aber es taten sich eigenartige Dinge. Leute wurden einquartiert, die 
nicht in die Wohngemeinschaft passten, die ihre Gärten nicht pflegten und nach kur-
zer Zeit wieder auszogen. Mitglieder die auf der Warteliste standen und um Wohnun-
gen anfragten, erhielten die Auskunft, hier werde eigentlich nicht mehr vermietet und 
wenn, dann nur für kurze Zeit. Als dann der Tag der großen Versammlung kam, wur-
de die Katze aus dem Sack gelassen. Der neue kleine König will alle Häuser abrei-
ßen und versprach schöne und komfortable Wohnungen zu bauen, in die alle nach 
Fertigstellung einziehen könnten. Die Austräßler verstanden die Welt nicht mehr. Sie 
fühlten sich wohl in ihren Häusern so wie sie sind, sie waren auch sicher, hier auf 
Lebenszeit wohnen zu können, und nun sollte über ihren Kopf eine Entscheidung 
gefällt werden, zu der nicht ein einziger Betroffener gefragt wurde. Außerdem ist 
doch längst bekannt – es gibt viel zu viele Paläste und viel zu wenig Könige und Gra-
fen, die diese bezahlen können. Für Mieter mit einem dicken Fell bleibt zwar noch die 
Tatsache, dass sie unkündbar sind, also noch Jahre oder Jahrzehnte hier bleiben 
könnten, aber das nach und nach immer unschöner werdende Umfeld lässt auch die, 
die gewillt sind auszuharren, nicht fröhlich in die Zukunft blicken. Viele, viele Bürger 
und auch hohe Herren und Damen wollen den Mietern helfen und baten den kleinen 
König um eine sozial verträglichere Planung. Aber der kleine König schweigt beharr-
lich und so warten die Austräßler bangen Herzens heute noch auf ein gutes Ende der 
Geschichte. 
 
Stand heute:  
 
Baubürgermeister Kurt Werner forderte in einem Gespräch mit dem Vorstand des 
Spar- und Bauverein Konstanz, die Pläne neu zu überdenken und Lösungsansätze 
für eine neue Planung zu suchen, unter Berücksichtigung der Altsubstanz. Dieser 
Forderung schließen sich die FGL, die PDS, MdL S. Lehmann und viele Bürger an. 
MdL A. Hofmann hat noch im Januar einen Gesprächstermin zu diesem Thema mit 
dem SBK. 
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Parteiübergreifend sind sich doch die meisten einig, wir brauchen dringend bezahlba-
ren Wohnraum. Es kann deshalb keine Frage sein – dieses (eines von wenigen) „art-
gerechte Refugium“ muss erhalten bleiben. 
Ich werde auf jeden Fall weiter am Ball bleiben und bin im Namen der Betroffenen für 
jede Unterstützung dankbar.  
  

Karin Göttlich 
 
 
Stadtwerke mixen ihren Strom neu 

Die Stadtwerke Konstanz beziehen künftig weniger At omstrom. ��������
Nach § 42 des Energiewirtschaftsgesetzes sind seit dem 15.12.2005 alle Stadtwerke 
verpflichtet, die Zusammensetzung des verkauften Stroms bekannt zu geben. ��
Nachdem der Strommix leider nicht auf der Jahresabrechnung zu finden war, ent-
deckte ich auf der Internetseite der SWK zu Beginn des letzten Jahres folgende 
Kundeninformation: 2005 betrug der Anteil von Strom aus Kernenergie 66 % (der 
Bundesvergleich dazu: 29%), der aus fossilen Energieträgern 15 % (60%) und der 
aus erneuerbaren Energien 19 % (11%). Die CO2-Emission lag bei 120 g/KWh (514 
g/KWh) und der radioaktive Abfall bei 0,0018 g/KWh (0,0008 g/KWh).��
Dem überdurchschnittlichen Anteil an Strom aus erneuerbaren Energien stand ein 
überproportional hoher Anteil an Atomstrom mit entsprechend beträchtlichen Auf-
kommen von radioaktivem Abfall entgegen.��
Da wir uns in Konstanz einerseits in unmittelbarer Nähe des projektierten Endlagers 
der Schweiz für radioaktive Abfälle in Benken befinden und gegen dieses unsere 
Einwände erheben, andererseits aber durch den Kauf/Verkauf von Atomstrom der 
AXPO die Entstehung von radioaktiven Abfällen begünstigen, hat die Freie Grüne 
Liste gebeten, das Thema „Strommix“ im Aufsichtsrat zu diskutieren. Und wie es 
scheint mit Erfolg.��
Nun soll der Anteil an Atomstrom ab dem kommendem Jahr auf 32 Prozent gesenkt 
werden, kündigte Geschäftsführer Konrad Frommer an. 33 Prozent werden dann aus 
erneuerbaren Energiequellen stammen, 35 Prozent aus fossilen. Das ist noch nicht 
genug. Wir arbeiten weiter.��

Dorothee Jacobs-Krahnen 

 
 
Meinungsbeitrag zur Trasse und den Bahnhöfen/Haltes tellen der 
Deutschen Bundesbahn in Konstanz 
 
Angesichts der anstehenden Entscheidung der evtl. Trennung von Bahnbetrieb und 
Schienennetz einschließlich Bahnhöfen, sollte in Erwägung gezogen werden können, 
ob der Stadt Konstanz die Bauherrschaft für den gesamten Streckenabschnitt auf 
ihren Hoheitsgebiet einschließlich der Bahnhöfe, als einer der Träger der Öffenlich-
keit, übertragen werden soll. Nämlich wenn die Bauherrschaft bei der Stadt liegen 
würde, könnte sie zielorientierter planen. Sie hat dann mehr Einluss darauf wo und 
wann z. B. eine 2-Gleisigkeit hergestellt wird, wie die Haltepunkte auszusehen haben, 
und was auch bei einem evtl. Brückenum- oder Neubau am Sternenplatz berücksich-
tigt werden muss. Ganz zu schweigen von dem Ziel, die Stadt zum See zu öffnen. 
 

Robert Straub 
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Frevel an der Baumschutzordnung  
 

 
Ohne Not wurde die bewährte 
Baumschutzordnung aus dem Jahr 1996 
vorberatend im TUA, folgend im Gemeinderat 
von der bürgerlichen Mehrheit grundlegend 
ausgehebelt . 
 
Zur Erinnerung : Die Baumschutzsatzung war vor ca. 10 Jahren zur guten Regelung 
zwischen Bauinteressen und Baumerhaltung verabschiedet worden. Fällungsanträge 
von Bauherrn und Grundstückseignern wurden nach sorgfältiger Prüfung über 90% 
zu Gunsten der Antragsteller beschieden .Baurecht stand und steht immer noch über 
Baumrecht ,aber Bauspekulanten und überzogenen Bauanträgen war eine natürlich 
gewachsene Grenze gesetzt. Vor allem für eine maßvolle , qualitätsvolle Verdichtung 
in unseren Stadtquartieren hat sie ihre Wichtigkeit bewiesen . 
Ich brauche hier nicht zu wiederholen , welchen Nutzen und welche Vorteile die 
Bäume für Mensch ,Tier und Umwelt in unser immer enger werdenden Stadt haben. 
Global gesehen verweise ich auf das abnormale Klima ,welches uns auch in unserer 
heilen Welt in Konstanz erreicht hat .Die 4 Jahreszeiten ähneln immer mehr der so-
genannten „Fünften“ ,keiner kann sie mehr richtig erkennen und niemand ist auf die 
unerwarteten Kapriolen des Wetters vorbereitet . 
Was ist aber jetzt mit der Verabschiedung der neuen Satzung Fakt in Konstanz ? 

1. Alle Grundstücke kleiner/gleich 350qm Grundfläche sind komplett aus der 
Baumschutzsatzung gestrichen . 
2. Birken und Pappeln, gleich jeglicher Art haben keinen Bestandschutz mehr 
(ausgenommen für Pappeln ein schmaler Bereich an den Bodenseewasser-
gestaden). 
3. Ebenso Bäume im Abstandsbereich bis zu 2,5 Meter an Gebäuden,  
(wobei der 2.5 m Abstand noch in gewissen Fällen nachvollziehbar ist). 

Was haben wir jetzt in Konstanz mit der neuen Baumschutzsatzung zu erwarten? 
1. Massive Verschlechterung der Lebensqualität durch ungezügelte Verdich-
tung. 
2. Sozialer Unfrieden unter den Bürgern wegen Ungleichbehandlung der 
Grundstückseigner. Willkürlich gesetzte Grundstücksgrößen schaffen einen 
rechtlichen Flickenteppich über ganz Konstanz . 
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3. Ca. 10.000 Bäume könnten gefällt werden. Zum Vergleich: der Ausbau der 
Mainau- Umgehungsstrasse hatte damals 2.000 Bäume die Lebensader ge-
kostet . 
4. Konstanz könnte ihr von vielen Besuchern und Touristen geschätztes und 
viel gelobtes grünes Aussehen verlieren . 

Wer hat sich für dieses Baumschutzdesaster eingesetzt- und warum? 
- allen voran eine gewisse Baulobby, deren einziger Grund die ungezügelte 

Verdichtung und daraus der zu erzielende Reibach ist, 
- eine Kehrwochenlobby, die sich über temporäre künstliche Blumenrabatten 

freut, aber kein natürliches Blättchen auf ihren versiegelten Flächen ertragen 
kann. 

An dieser Stelle seien noch mal die bürgerlichen KollegInnen und die vermeintliche 
Zunge der Mieter erwähnt. „Seriöse“ Gutachten über Baumstandfestigkeiten werden 
in Zukunft dem Torso der Baumschutzordnung juristisch den Garaus machen . 
Und was werden wir machen? 
Wir werden die Satzung wieder auf die Tagesordnung setzen. Wir werden auf eine 
Rückführung zum bewährten Altzustand dringen. Dabei hoffen wir auf sachkritische 
Mitarbeit  der Bürgerlichen KollegInnen, und vor allem sollte das Thema „Chefsache“ 
sein . 
 

 Günter Beyer-Köhler 

��

��

��

��
��

��
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Ein Sammelsurium und brave Fragen  
 
Vom Herumbasteln am Bodenseefestival und einer Opernidee 
 
Bürgermeister Boldt und Intendant Lorenz stutzten: Sie hatten gedacht, dass der Kul-
turausschuss so geschwind einmal dem Kauf der freiwerdenden Bodenseefestivalan-
teile zustimmen würde. Der Südwestrundfunk mochte die nicht mehr haben und da 
dachte sich die Verwaltung, die holen wir uns. Das war wohl nichts.  Der Kulturaus-
schuss sagte „Nje“t, und im Haupt- und Finanzausschuss flog das Vorhaben auch 
durch. Die entsprechende Vorlage hat kaum jemanden überzeugt. Und nachdem ei-
nem CDU-Vertagungsantrag zum Zwecke der Erstellung einer etwas substantielleren 
Vorlage  seitens der Verwaltung widersprochen wurde – es hieß, das Ding müsse 
sofort entschieden werden – war eigentlich ein endgültiges Scheitern des Vorhabens 
im Gemeinderat absehbar. Dort aber zog die Verwaltung die Vorlage zurück – da 
klappte es dann plötzlich doch mit der Vertagung.  
Claus Boldt will nun über die „konzeptionelle Fortentwicklung des Bodenseefestivals“ 
diskutieren und hat die Kulturausschuss-Mitglieder aufgefordert, ein paar Fragen zu 
beantworten: Ob das Frühjahr der richtige Zeitpunkt sei, ob das Festival jährlich statt-
finden solle, wer das künstlerische Konzept verantworten solle, welche Rechtsform 
es haben könnte und natürlich die Frage, wer das finanzielle Risiko übernehmen sol-
le.  
Brave Fragen sind das. Die wichtigste Frage fehlt dabei: Welches künstlerische Kon-
zept man überhaupt will. 
Was ist denn dieses Bodenseefestival? Richtig zu greifen war es noch nie. Es ist ein 
mehr oder weniger beliebiges Sammelsurium an Konzerten,  ohne wirklich schlüssi-
gen Bezug zueinander. Nichts Unverwechselbares. Und Lorenz’ Reformvorschläge 
würden daran kaum etwas ändern.   
Bei anderen Festivals weiß man sofort, wofür sie stehen: Bregenz, das ist die See-
bühne; Bayreuth ist natürlich Wagner; Salzburg Mozart, Schwäbisch Hall der  Jeder-
mann und Bad Segeberg Karl May.  
Christian Lorenz führt als gelungenes Beispiel für ein regionales Festival gerne jenes 
aus Schleswig- Holstein an. Der Vergleich ist vermessen. Zum einen begann das 
Schleswig-Holstein-Festival im Norden von Anfang an mit großen Namen. Justus 
Frantz ist nur einer unter ihnen. Zum anderen: Schaut man sich die aktuelle Pro-
grammvorschau für 2007 an, so fällt auf, dass von den zwölf bisher feststehenden 
Konzerten neun in Lübeck, Kiel und Hamburg stattfinden, in Städten, die alle deutlich 
über 200000 Einwohner haben, mit dem entsprechenden Potential an Musikinteres-
sierten.  
Immerhin fragt Boldt auch, ob das Festival jährlich stattfinden soll. Vielleicht kann er 
sich sogar ein Nein auf diese Frage vorstellen. Das wäre vernünftig. Die Documenta 
in Kassel gibt’s ja auch nur alle fünf Jahre, und trotzdem vergisst die niemand. Und 
dann soll Konstanz nach den Vorstellungen der Verwaltung auch noch Konzilfest-
spiele bekommen im Vierjahresturnus ab 2010. Das fanden so ziemlich alle Gemein-
deräte wirklich toll (wenn es auch Bedenken gab, ob ein bloßes Mittelalter-
Tingeltangel-Spektakel wirklich toll wäre).   
Dann könnte doch das  Bodenseefestival in den Konzilfestspielen aufgehen. Alle vier 
Jahre nur.  
Freilich wäre auch das noch kein Konzept. Es braucht ja auch Inhalte. Die hat das 
Konzil, es sind die historischen Ereignisse aus dem 15. Jahrhundert. Das Konzil zur 
Profilbildung heranzuziehen scheint mir für ein Kulturereignis vielversprechender zu 
sein, als der  schöne Bodensee. Ein Auftragswerk für Komponisten, eine Oper, die 
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sich ganz ernsthaft mit dem Geschehen zwischen 1414 und 1418 befasst, wäre viel-
leicht eine Möglichkeit der Profilbildung. Die Fundgrube für ein anspruchsvolles Lib-
retto existiert schon: Es ist die Richentalchronik. Diese Oper könnte der Anker fürs 
Konzilfestival sein. Ein modernes, dem Anlass entsprechend ernstes Stück Musik, 
alle vier Jahre neu interpretiert, und Kernstück des Kulturereignisses. Mit anderen 
Konzerten, mit Lesungen, mit Diskussionsrunden und – warum nicht – mit einem Mit-
telaltermarkt. Wie wäre das? 

Roland Wallisch 
 
 
 
 
Dicht 
 
Die städtebaulichen Begriffe „Dichtemodell“ und „Nachverdichtung“ sind in letzter Zeit 
in Verruf gekommen. Neulich haben sich schon die Narrenvereine dieser Wörter an-
genommen. 
Wenn im Musikerviertel große Villengrundstücke mit chicen Zusatzbauten besetzt 
werden, ist der Unmut groß. Die Bebauung auf dem Héroségelände war schon Ge-
genstand giftiger Leserbriefe und im Haidelmoos wehren sich die Bewohner vehe-
ment gegen zusätzliche Häuser. 
Daß die Landschaft nicht mehr beliebig vollgebaut werden soll, sehen alle ein. Aber 
wie weit darf „verträgliche Nachverdichtung“ gehen, wenn sie vor meiner Haustür 
geschieht? 
Über dieser Diskussion ist eine freudige Nachricht viel zu wenig beachtet worden: 
Konstanz ist erstplatzierter Sieger bei einem landesweiten Wettbewerb mit 138 Teil-
nehmern. Thema war „Wohnen im Zentrum- Strategien für attraktive Stadt- und Orts-
kerne“, Kategorie „Strategie und Rahmenplanung“. Veranstaltet wurde der Wettbe-
werb von Bausparkassen und Innenministerium. Dabei wurden Dichtemodell und 
Nachverdichtung insbesondere für die städtebauliche Entwicklung in Petershausen 
gewürdigt. (s.a. Südkurier v. 1.6.06) 

Manfred Heier 

 
 
 
 
 
 
Zusammenfassendes Protokoll der Mitgliederversammlu ng vom 14. 
11. 2006 
 
Am 14. November lud der Vorstand der FGL die Mitglieder zu einer außerordentli-
chen Mitgliederversammlung ein, um den Entwurf einer neuen Geschäftsordnung für 
den Vorstand vorzustellen. Es waren 26 Mitglieder der FGL anwesend, davon zehn 
Gemeinderäte und fünf Vorstandsmitglieder und die Fraktionsassistentin. Zwei Gäste 
waren gekommen. Christine Hähl übernahm die Redeleitung. 
Zu Beginn der Sitzung hielt Bürgermeister Kurt Werner einen informativen und kurz-
weiligen Vortrag zur Baukultur in Konstanz. Dabei erläuterte er vor allem auch an 
verschiedenen Beispielen wie dem Herosépark, was er unter verträglicher Nachver-
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dichtung versteht. Er wies auch darauf hin, dass Konstanz für eben diese Art der Ver-
dichtung vor kurzem einen Preis gewann. Nach dem Vortrag wurde noch kurz über 
die Nachverdichtung diskutiert. 
Danach sollte nun anhand einer Tischvorlage mit Einwänden der Mitglieder die neue 
Geschäftsordnung besprochen werden. Zu Anfang schlug Christine Hähl vor, Punkt 
1, der die Finanzen betrifft, und Punkt 3, in dem es um die Wahlliste und die Wähl-
barkeit geht, nicht zu diskutieren, da sie eigentlich in die Satzung gehören.  
 
Daraufhin tauchte die Frage auf, was der Unterschied zwischen Satzung und Ge-
schäftsordnung ist. Charlotte Biskup hatte bei Bündnis 90/ Die Grünen nachgefragt 
und erklärte, dass die Satzung rechtsverbindlich und einklagbar ist, während die Ge-
schäftsordnung Abläufe regelt, die jederzeit geändert werden können. Da in der vor-
liegenden neuen Geschäftsordnung aber auch Punkte einer Satzung enthalten wa-
ren, schlug sie vor, im nächsten Jahr eine Mitgliederversammlung zu machen, in der 
die Mitglieder über eine überarbeitete Satzung abstimmen könnten. Der Vorstand 
solle sich bis dahin selbst eine Geschäftsordnung geben.  
Günther Beyer-Köhler erinnerte daran, dass der Vorstand bei der letzten gemeinsa-
men Klausur mit der Fraktion den Auftrag erhalten hatte, die Satzung zu überarbei-
ten. Er hielt auch einen Haushaltsplan für die Aktionen der FGL für sinnvoll. Auch 
andere Mitglieder des Vorstands wollten eine Geschäftsordnung, um größere Trans-
parenz der Gelder zu erreichen (Hans Weinbacher, Christine Hähl), die Zusammen-
arbeit mit der Fraktion zu regeln (Christine) , die Ausgaben selbständig und genauer 
planen zu können (Günther, Martin Haas, Gebhard Strasser) und Rechtssicherheit zu 
haben. Gebhard merkte noch an, dass der Vorstand persönlich bei Verlusten hafte, 
da die FGL ein Verein sei, keine Partei. 
Die Wogen der Diskussion schlugen hoch, denn einige Mitglieder hielten die Ge-
schäftsordnung und einen Haushaltsplan für überflüssig (Inge Egler, Bärbel Köhler) 
und die Transparenz der Gelder für gegeben (Doro Jacobs-Krahnen). Andere wie-
derum wollten weniger Diskussion um Formalia und stattdessen mehr um Inhalte und 
Veranstaltungen (Anne Mühlhäußer, Nils Donder, Doro). Peter Müller-Neff bat dar-
aufhin um weniger Aggression und eine nüchterne Auseinandersetzung mit dem 
Thema. Michel Dienst und Manfred Heier befürworteten eine Überarbeitung der Sat-
zung aber in einer Klausur, bzw. wie Charlotte mit Beratung durch Die Grünen in 
Stuttgart.  
Der Vorschlag von Peter Müller-Neff, eine Arbeitsgruppe aus je drei Vorständen und 
Fraktionsmitgliedern zu bilden, die einen neuen Satzungsentwurf erarbeiten sollten, 
wurde mit 15 Ja- Stimmen, einer Gegenstimme und zwei Enthaltungen angenom-
men. 
Immer mehr Mitglieder verließen die Veranstaltung, was Christine Hähl als Misstrau-
ensvotum auffasste. Gebhard Strasser war nicht bereit, so weiterzumachen.  
Kurze Zeit später beendete Christine Hähl die Mitgliederversammlung.  
 
Wenige Tage danach traten Christine Hähl, Gebhard Strasser und Hans Weinbacher 
als Vorstände der FGL zurück, weil Ihnen – Ihrer Meinung nach- die Basis das Ver-
trauen entzogen hatte. 

 
 

Dagmar Krug 
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Termine 
  
30. Januar 2007 19.30 Uhr Mitgliederversammlung der Freien Grünen Liste im Restaurant Graf 

Zeppelin, St. Stephansplatz 15, Konstanz 
 
07.Februar 2007 19.30 Uhr Treffen der Kreuzlinger und Konstanzer Grünen und der „Grüne 

Tisch“, Restaurant EIN-BLICK, Hofhalde 11, Konstanz 
 
28. Februar 2007 20.00 Uhr Veranstaltung zum Thema Feinstaub, Bärensaal Kreuzlingen 
 
 
 
 
 
 
 

Freie Grüne Liste, Untere Laube 24, 78462 Konstanz 
Tel.: 07531-900-790, Fax: 900-794 

e-mail: gruene-liste@stadt.konstanz.de 
http://www.fgl-konstanz.de 

Bankverbindung: Sparkasse Bodensee, BLZ 69050001, Konto Nummer 75598 
V.i.S.d.P.: Manfred Heier 
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Mitgliederversammlung am 30.01.05  

in der Gaststätte Graf Zeppelin, 
 St. Stephansplatz 15, 

 Beginn 19.30 Uhr 
 

 

 

Liebe Mitglieder, FreundInnen und InteressentInnen, 

 

wir laden Euch herzlich zu unserer nächsten Mitgliederversammlung am 30.01.07 
ein. Das Programm lautet: 

 

1. Begrüßung und Infos, Bestimmung der Protokollantin 

2. Genehmigung der Tagesordnung 

3. Tätigkeitsbericht des Vorstands, Aussprache 

4. Bericht des Kassierers 

5. Bericht der Kassenprüfer 

6. Entlastung des Kassierers und des Vorstands 

7. Wahl des Wahlleiters 

8. Neuwahl des Vorstands 

9. Neuwahl der KassenprüferInnen 

10. Bericht der Fraktion und Ausblick 

11. Diskussion: „Welche Themen möchten die Mitglieder bearbeiten?“ 

12. Verschiedenes 

 

 

Wir freuen uns über Euer Kommen. 

Mit herzlichen grünen Grüßen 

 

Der Vorstand 

 


